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ZürichMittwoch, 7. April 2021

DieZukunftderStadtZürich
stehtzurDebatte
ImZürcherGemeinderat beginnt heute ein epischer Streit umden Siedlungsrichtplan.

Matthias Scharrer

Esgeht umsGanze für die Stadt
Zürich. Genauer: Um die Ent-
wicklungderStadt indennächs-
ten20 Jahren,wie siediePolitik
imSiedlungsrichtplanvorzeich-
net.Woundwie teuer sollendie
erwarteten 100000 zusätzli-
chen Einwohnerinnen und Ein-
wohner leben?Wie lässt sichKli-
maschutz in der Stadt der Zu-
kunft sicherstellen? Und was
bedeutet das fürs Privateigen-
tum?DerSiedlungsrichtplan lie-
fert Antworten auf solche Fra-
gen. Abheutedebattiert derGe-
meinderat denPlan. Schon jetzt
steht fest: EswirdeineMonster-
debatte; bis zu 13Parlamentssit-
zungen sind dafür reserviert.
UnddieBürgerlichenfindenden
Planaufgrunddervorgesehenen
staatlichen Eingriffe monströs,
wie sie gestern an einerOnline-
Medienkonferenz festhielten.

Besonders störend seiendie
vom links-grünen Stadtrat und
derMehrheit der vorberatenden
Gemeinderatskommission ge-
planten Eingriffe ins Privat-
eigentum, sagte FDP-Gemein-
derat Dominique Zygmont.
DemnachsollenprivateFreiräu-
me wie zum Beispiel grössere
Innenhöfe,VorgärtenundDach-
landschaftenöffentlich zugäng-
lich gemacht werden können.
SVP-Nationalrat Gregor Rutz,
Präsident des Stadtzürcher
Hauseigentümerverbands, kün-
digte an, derVerbandwerdeda-
für kämpfen, dass dieser Plan
nie inKraft trete.NachdemGe-
meinderat werden voraussicht-
lich im November auch die
Stadtzürcher Stimmberechtig-
ten darüber entscheiden.

Wieweit soll dieStadt
eingreifen?
Was sind die weiteren Streit-
punkte?Ziemlicheinig sind sich
dieParteien, dass die StadtVer-
dichtung braucht. Der Stadtrat

plant diese vor allem in Zürich-
NordundZürich-West. Strittiger
ist,wieweitdieStadtdarüberhi-
naus in die Stadtentwicklung
eingreifen soll.

Daswirdgleich inderEinlei-
tung des Siedlungsrichtplans
deutlich: «Der kommunale
Richtplan ist zudem Koordina-
tionsinstrument für eine um-
welt-, natur- und sozialverträg-
liche Stadtentwicklung», heisst
es in der Vorlage des Stadtrats.
Die SVP will diesen Satz strei-
chen; ebensokämpft sie zusam-
men mit der FDP dagegen an,
Lärmschutz, ein angenehmes
Stadtklima und die Schaffung
vonpreisgünstigemWohnraum
imPlan zu verankern.

Ausserdem wollen die Bür-
gerlichen die Ausdehnung von
Bauzonen nicht ausschliessen.
Die links-grüne Mehrheit hält
hingegen fest, der künftige Flä-

chenbedarf fürs Wohnen und
Arbeitenmüssemit einer bauli-
chen Verdichtung in den be-
stehenden Siedlungsgebieten
stattfinden.

UndsogehtderStreitweiter:
Die linksgrüne Mehrheit ver-
langt bei der städtischen Innen-
entwicklung «hohe Qualität»,
FDP und SVP wollen diese An-
forderung streichen. Der Stadt-
ratwill dieVerdichtungs-Reser-
venausderBau-undZonenord-
nung (BZO) von 2016 um
maximal 15 Prozent erhöhen,
die SVP ist gegen diese Ein-
schränkung.

Die vorberatende Kommis-
siondes links-gründominierten
Parlaments hat die Vorlage des
Stadtrats teilweise noch zuge-
spitzt. So will sie eine Stadt der
kurzenWege entwickeln, in der
der Fuss-, Velo- und öffentliche
Verkehr an Bedeutung gewin-

nen. Die Grünen beantragen
gar, dassbeiVerdichtungenüber
die BZO 2016 hinaus kein Zu-
wachs vonArbeitsplätzen zuzu-
lassen sei. Allerdings sind sie
mit diesem Antrag allein; er
dürfte also scheitern.

Der Stadtrat will festschrei-
ben,dasskeineLeistungssteige-
rung fürdenmotorisierten Indi-
vidualverkehr angestrebt wird;
FDP und SVP wollen dies strei-
chen. Zudem sind sie dagegen,
dass die Quartierbevölkerung
vermehrt in Planungsprozesse
einbezogen wird, wie dies der
Stadtrat in seiner Vorlage ver-
langt.

Der Streit um Zürichs Sied-
lungsentwicklung verläuft aber
nicht nur zwischen den links-
grünen und den bürgerlichen
Parteien. So zeichnet sich aus
der Kommissionsarbeit im Par-
lament eine Mehrheit für mehr

Hochhäuser ab, insbesondere
für Hochhauscluster mit gleich
mehrerenHochhäusernüber80
Meter. Dabei spannen SP, FDP
und GLP zusammen, punkto
Hochhauscluster verstärkt
durch dieGrünen.

SVPundALhingegenwollen
denBauvonHochhäusernnicht
forcieren; ebenso sprechen die
beiden Polparteien sich gegen
«sehr hoheDichten» in Zürich-
West und verstärkte bauliche
Dichte im Limmattal auf Stadt-
zürcherGebiet aus.

In mehreren Gebieten der
Stadt soll zudem gemässMehr-
heitsmeinung der Parteien die
Durchgrünung und der charak-
teristische Baumbestand erhal-
ten bleiben; teilweise sollen
auch Strassenräume in Park-
landschaften verwandelt wer-
den. Damit zeigt sich das Parla-
ment grüner als der Stadtrat.

Mehr Hochhäuser und mehr Bäume: Der Gemeinderat verhandelt Zürichs künftige Stadtentwicklung. Bild: Matthias Scharrer

Begeisterungdank
Steuererklärung
Digitalisierung Die neue On-
line-Steuererklärung imKanton
Zürich stösst auf Anklang: Bis
am Ostermontag haben rund
145000 Steuerpflichtige ihre
Steuererklärung digital einge-
reicht.DasSteueramterhielt so-
garbegeisterteReaktionen. Sol-
che erhält das Steueramt wohl
selten. Die Einführung der On-
line-Steuererklärung sorgte
aber bei einigen Zürcherinnen
und Zürchern offenbar für so
viel Freude, dass sie dies dem
Amt gleich mitteilen mussten.
Auch die Finanzdirektion und
das Steueramt sind zufrieden.
Es zeige sich, dass das neueAn-
gebot einem breiten Bedürfnis
entspreche, teilte die Finanzdi-
rektion am Dienstag mit. Das
Steueramthatte selbernichtmit
einem derart grossen Interesse
gerechnetundmusstedieKapa-
zität des Systems nach einer
Überlastung in der Startphase
schrittweise erhöhen. Die neue
Online-Steuererklärung wurde
Anfang Jahr lanciert.Verglichen
mit der bisherigen ist hier keine
Unterschrift mehr nötig. Alle
Beilagen könnenmit demHan-
dygescannt oder alsDokument
vom Computer hochgeladen
werden. (sda)

SPstrebtnachdem
Stadtpräsidium
Winterthur DieWinterthurer SP
greift nachdemStadtpräsidium:
Der amtierende Finanzvorste-
her Kaspar Bopp soll bei den
Wahlen 2022 Stadtpräsident
werden und damit den langjäh-
rigenCVP-StadtpräsidentenMi-
chael Künzle ablösen. Bopp ist
erst seit knapp zwei Jahren im
Winterthurer Stadtrat und für
die Finanzen verantwortlich.
Das grosse Manko an seiner
Kandidatur: Er ist keine Frau.
Doch die einzige amtierende
SP-Stadträtin, Christa Meier,
will selber nicht Präsidentin
werden,wie sie amDienstagvor
denMedienbekanntgab.Obder
amtierende Stadtpräsident Mi-
chael Künzle erneut antritt, ist
noch offen. (sda)

WiedergrössereMoorgebiete
DerKantonwill die Biodiversitätmitmehr Feuchtgebieten fördern.

DasAmt fürLandschaft undNa-
tur (ALN) des Kantons Zürich
hat ehemaligeMoorgebiete fest-
gelegt,welchewiederhergestellt
werden sollen. So sollen auch
wieder grössere, zusammen-
hängendeFeuchtgebieteentste-
hen, die für die Biodiversität
wichtig sind. Umweltverbände
fordern mehr Tempo bei der
Umsetzung. Das ALN habe
1300 Hektaren Fläche eruiert,
welchedasgrösstePotenzial für
die Wiederherstellung von
Feuchtgebieten aufweise, teilte
die Baudirektion am Dienstag
mit.DieseFlächeentspricht un-
gefähr der StadtDübendorf.

Mit aktuell rund 1800 Hek-
tarenMoorfläche ist derKanton
ZürichdermoorreichsteKanton
desMittellands.Dieheutenoch
vorhandenen Flächen entspre-

chen jedoch nur noch rund 10
Prozent der früheren Flächen.

DienochvorhandenenMoo-
re seien klein und isoliert, so-
dass sich der Artenreichtum
dort längerfristig nicht halten
könne.EinTeil der einst zu land-
wirtschaftlichen Zwecken ent-
wässerten Feuchtgebiete soll
deshalb nun wieder in den frü-
herenZustandgebrachtwerden.

Auf Flächen, die neu als
Moorergänzungsflächengelten,
richtet der Kanton keine Sub-
ventionen mehr aus für die Sa-
nierungvonDrainagen. Fürdas
Aufbringen von fruchtbarem
Boden auf diesen Flächen wird
keine Bewilligung mehr erteilt.
Den betroffenen Landwirten
steht es frei, dieFlächenweiter-
hin zu nutzen wie bisher. Alter-
nativ können sie aber auch Bio-

diversitätsflächen anlegen und
sich für den Ertragsverlust ent-
schädigen lassen.

DerZürcherBauernverband
erklärt sich in einer Mitteilung
mit demVorgehen des Kantons
grundsätzlich einverstanden.
Bei der konkreten Umsetzung
müssten faire Lösungen gefun-
denwerden.Weniger zufrieden
äussern sichdieUmweltschutz-
verbändeProNatura,WWFZü-
richundBirdLifeZürich ineiner
gemeinsamen Mitteilung. Sie
kritisieren, dass es ein Viertel-
jahrhundert gedauert habe, bis
nur die Flächen definiert wur-
den, diewieder zuFeuchtgebie-
tenwerden sollen.DieUmwelt-
verbände fordern deshalb, dass
der Regierungsrat innert eines
Jahres einen Umsetzungsplan
vorlegt. (sda)

27,6MillionenfürFlusszugang
Limmat undweitere Flüssewerden für Bevölkerung aufgewertet.

Die Zürcherinnen und Zürcher
sollen sich besser an der Lim-
mat, an der Töss und an weite-
ren Flüssen erholen können:
Der Regierungsrat will einen
Viertel derSonderdividendeder
Zürcher Kantonalbank dafür
einsetzen.Mindestens 27,6Mil-
lionen Franken sollen in ver-
schiedeneProjektefliessen,mit
denen der Zugang zu den Zür-
cherFliessgewässernaufgewer-
tet wird. Dies beantragt der Re-
gierungsrat dem Kantonsrat,
wie er amDienstagmitteilte.

Nach Möglichkeit soll auf
bereits bestehendeProjektideen
zurückgegriffen werden, wie es
im Antrag des Regierungsrates
heisst. Sie sollen regional gut
über den Kanton verteilt sein.
Als mögliche Projekte zählt er
unter anderem imunterenLim-

mattal eine «Aufwertung mit
Gewässerzugängen,Flossen so-
wie attraktiven Rad- und Fuss-
wegverbindungen»auf. Zudem
könnte an der Tössegg die Er-
schliessung verbessert und die
natürlicheDeltaentwicklungge-
fördert werden.

EinZKB-Zustupf für
besondereProjekte
Finanziert werden sollen die
ProjekteausderSonderdividen-
de der Zürcher Kantonalbank.
Diese hatte zu ihrem 150-jähri-
gen Bestehen zusätzliche 150
Millionen Franken an den Kan-
ton (100Millionen)unddieZür-
cherGemeinden (50Millionen)
ausgeschüttet. Mit diesem Zu-
stupf sollen «aussergewöhnli-
cheProjekte» realisiertwerden,
diederZürcherBevölkerungzu-

gutekommen. Bessere Flusszu-
gänge würden diesem Ziel ent-
sprechen, ist der Regierungsrat
überzeugt: «Dieses Thema ist
ökologisch, wirtschaftlich und
sozial vongrosser undallerVor-
aussichtnachzunehmenderBe-
deutung.» Im Kanton Zürich
würden die Gewässer auch für
dieFreizeitgestaltungderBevöl-
kerungeinegrosseRolle spielen.

Mit 50,4Millionen Franken
von der Sonderdividende soll
das unentgeltliche Corona-
Impfprogramm finanziert wer-
den. Weitere, ebenfalls pande-
miebedingte 15MillionenFran-
kenhatte derRegierungsrat aus
der ZKB-Jubiläumsdividende
bereits letztes Jahr zu Gunsten
derGemeinden freigegeben,um
Selbstständigerwerbende zu
unterstützen. (sda)


